
Privatrecht II 


Privatrecht II
Thema: Schuldrecht besonderer Teil

Allgemein:
· Schuldverhältnisse sind Rechtsbeziehungen zwischen Personen / Vertragsparteien

· Wiederrechtlich ist sehr vieles, eigentlich jeder Eingriff 

       aber ob es schuldhaft ist, ist die Frage. § 267 BGB regelt was vorsätzliches Handeln bedeutet.

· Es gibt keinen Vertrag zu Lasten Dritter aber Zugunsten Dritter. § 328. Paar mietet Wohnung, nur einer im KV aber beide haben Rechte.

Vertragliche Schuldverhältnisse:
Sonderrechtsverhältnisse durch etwa KV, wird 1. Teil des 

Semesters sein

Gesetzliche Schuldverhältnisse:

kein Sonderrecht, hier kommt kein Vertrag zu Stande sondern

Verhältnis durch soziale Kontakte, § 823 – 853 BGB, wird 2. Teil des Sem. Sein.

Kaufvertragsrecht

Einigung

Jeder Vertrag setzt eine Einigung (§§ 145 ff. BGB; Antrag § 145 BGB und Annahme §147 BGB) über die jeweils unverzichtbaren Vertragsbestandteile voraus. Mindestinhalt des Kaufvertrages bildet die Einigung über Parteien, Kaufgegenstand und Kaufpreis. Als Kaufgegenstand kommen bestehende oder erst künftig entstehende Sachen, übertragbare Rechte, Sach- und Rechtsgesamtheiten oder verkehrsfähige Güter in betracht.
§ 433 I ( Pflichten des Verkäufers

Buch Seite 142 

„Durch den Kaufvertrag wird der Verkäufer einer Sache verpflichtet, dem Käufer die Sache zu übergeben und das Eigentum an der Sache zu verschaffen. Der Verkäufer eines Rechtes ist verpflichtet, dem Käufer das Recht zu verschaffen und, wenn das Recht zum Besitz einer Sache berechtigt, die Sache zu übergeben.“
Übergabe:
Verschaffung des unmittelbaren Besitzes, § 854BGB, tatsächliche Gewalt, 

Bsp. zur Übergabe: Gemeinde verkauft Holz, der Käufer kann Ware nicht sofort mitnehmen, wie und wann ist Übergabe geschehen? Dann greift § 854 II, durch Einigung beim KV ist Übergabe erfolgt.

Bsp. zur Gefahr: Wenn nach der Einigung das Holz im

Wald verbrennt greift § 446 BGB. Die Gefahr trägt der Käufer!

Eigentum:
Eigentumsverschaffung = Dingliche Einigung, § 929 I, Eigentum durch Übergabe + Einigung, Einigung immer erforderlich nur bei Übergabe gibt es Varianten

Der Verkäufer erfüllt seine Pflicht durch 

Übergabe


( 854 I oder II

Eigentumsverschaffung 
( 929 ff in 4 Varianten

(1) §929 I
Die Ware wird wie im Supermarkt übergeben, Besitz durch Übergabe an der Kasse

(2) § 929 II Die Ware ist zu Hause und es kommt Rechnung, Übereignung ist somit schon passiert und die Einigung geschieht durch zusenden der Rechnung

(3) § 931, Oft bei Handelskauf so, Ware ist ausgeliehen also Abtretung des Anspruches

(4) § 930 in Verbindung mit § 868, Wertgegenstand um Kredit zu bekommen, Sicherungsübereignung ist Realkredit, man behält Besitz aber Übereignung durch Briefabgabe

§ 433 II Pflichten des Käufers
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1. Zahlung des KP, Hauptpflicht

2. Abnahme der Sache

Zu 2. :

Die Abnahme der Sache ist Nebenpflicht bis auf wenige Ausnahmen (Bsp. Wenn Bäume gefällt wurden und diese müssen weggeschafft werden.) ansonsten ist die Zahlung des KP die Hauptpflicht.  Die Abnahme wird erfüllt durch das holen oder wegnehmen.

Zu 1:
mehrere Möglichkeiten für Zahlungspflicht:
(Zahlung erfolgt sofort § 271 I BGB)
1. Barzahlung, Geldscheine werden übereignet, „unberechtigte Bereicherung „ wenn Wechselgeld nicht zurück gegeben wird. § 929 I

2. EC-Karte, Ein 2ter Vertrag wird mit dem Verkäufer geschlossen. Mit meiner EC-Karte habe ich einen Anspruch gegen meine Bank über einen best. Betrag. EC Karte dokumentiert , dass man ein Konto hat.  Man tritt beim EC Kauf die Forderung die man gegen die Bank hat ab, Aber Verkäufer muss EC-Karte nicht annehmen.

3. Banküberweisung, Abbuchung nach § 667 und 665, es gilt als bezahlt wenn der Andere die Gutschrift erhält, also erst wenn er über die Mittel verfügt.

Fallbeispiel:

17 jähriger Junge kauft Mofa für 700 Euro, er bezahlt und fährt damit nach Hause. Er hat das Mofa von seinem Sparbuch bezahlt. Das Geld war aber von den Eltern für einen PC zurück gelegt worden.

Nach § 107 BGB bringt die WE des Jungen ihm einen rechtlichen Nachteil daher ist der KV zunächst „schwebend unwirksam“. Der wirtschaftliche Vorteil zählt hier nicht. Der Taschengeld § 110 gilt hier nicht, weil das Geld nicht zur seiner freien Verfügung stand sondern es hatte einen bestimmten Zweck. Paragraph 110 findet auch keine Anwendung wenn ein immer wiederkehrendes Schuldverhältnis eingegangen wird, wie etwa Mitgliedsbeitragszahlungen. Die Wirksamkeit des Vertrages hängt also von der Zustimmung der Eltern ab. Sie wollen das Geld für einen PC nutzen , damit der KV nichtig. § 108

Heute:

(2.Std.)

Abstraktionsprinzip:

(Seite 66)

Zu unterscheiden ist:

1. das obligatorische Verpflichtungsgeschäft, (z.B. KV nach § 433, dort werden 

Vertragsparteien, Kaufsache und Preis festgelegt, daraus entsteht Schuldverhältnis und Ansprüche gegeneinander. Noch kein Eigentumswechsel)

2. das dingliche Erfüllungsgeschäft
( 
Übereignung Geld/Ware nach § 929, K wird Eigentümer 

der Sache und V Eigentümer des Geldes, Verkäufer/Käuferpflicht erlischt nach § 362 I

3. Zahlung des KP

( Es sind somit im Grunde 3 Verträge, die jeweils 2 übereinstimmende WE voraussetzen.

1. Kaufvertrag
(WE/WE) nach § 433 BGB

2. Einigung
(WE/WE) nach § 929 BGB bezogen auf Ware

3. Einigung
(WE/WE) nach § 929 BGB bezogen auf Geld

Noch mal Fall Mofa:

Das obligatorische VG ist nach § 108 unwirksam. Das dingliche EG aber nicht. Die Übergabe (§854) und die Eigentumsübertragung (§ 929 I Einigung + Übergabe) gelten, da der Junge das Mofa nun besitzt und keinen rechtlichen Nachteil hat. V kann höchstens Rückübertragung fordern nach § 812 wegen unberechtigte Bereicherung des Jungen. Wenn Junge aber nicht mehr bereichert ist weil er das Mofa evtl. verloren hat, erlischt auch der Anspruch von V. Er hätte prüfen müssen wie alt der Junge ist. Ähnliches Bsp. im Buch Seite 69.

Neues Bsp. dazu:

Gebrauchtwagen Kauf, sehr günstig, aber falscher Kilometerstand

1. das obligatorische VG ist im nachhinein nichtig, Rechtsgrundlage fehlt, es entstehen zunächst für beide nur Ansprüche bzw. Verpflichtungen, § 929 I Einigung und Übergabe durch 2 gleiche WE.

2. das dingliche EG ist nicht nichtig,

Trotzdem besteht „arglistige Täuschung“ nach § 123 Seite 62, dazu gehört die Anfechtung § 142. Der § 812 dient als Bereicherungsausgleich. Das in diesem Fall „erlangte Geld“ ist Gattungsschuld also nach § 818 Geld zurück. K bekommt nach § 812 Geld zurück und V durch § 929 I das Auto zurück.  Die Fallbearbeitung ist hier eher unrelevant. Es geht darum das Abstraktionsprinzip zu erläutern. 

( Das Abstraktionsprinzip gilt bei allen Kaufgegenständen, dies können sein:

· Sachen

· Dienstleistungen

· Rechte

Exkurs: 

Factoring: Forderungen werden gegen Liquidität abgetreten. § 398 „ eine Ford. Wird abgetreten, dabei ist abtreten immer das dingliche Sachenrecht/Erfüllungsgeschäft, nie obligatorisches VG!

Begriffe:

- dispositives Recht:

Recht ist gestaltbar, veränderbar, BGB wie Baukasten
- Buchgeld:


Guthaben, Buchposition, begründet Forderung gegen anderen
- Überweisung:


Anweisung nach § 665, Forderung gegen Dritten, die an 

Gläubiger übertragen werden soll, Erfüllung erst wenn die Gutschrift bei dem Gläubiger erfolgt, nicht wenn das Geld bei mir abgebucht wird. 

- Besitz:


tatsächliche Gewalt § 854 I BGB
Die Kaufpreiszahlung wird nach § 271 BGB sofort fällig. Alles andere muss ausgehandelt werden. 

Wenn nichts vereinbart wurde gilt das Prinzip  der „sofort und Barzahlung“. Durch Konto Nr. auf einer Rechnung sehe ich, ob V mit EC Kartenzahlung einverstanden ist. Keiner muss EC Karte annehmen. Eine EC Karte verbrieft die Zusage, dass das Unternehmen Geld für mich freigibt. KreditkartenU sind gegen Ausfälle versichert. 
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Heute neues Kapitel:
Gefahrtragung beim Kauf
(nachträgliche Unmöglichkeit)

Geht der Kaufgegenstand (Stückschuld) vor Vertragserfüllung unter, wird der Verkäufer von seiner Leistungspflicht frei (§ 275 I BGB) . Die Leistungsgefahr trägt mithin der Käufer.

Die Preisgefahr trifft hingegen den Verkäufer, da er seines Kaufpreisanspruchs verlustig geht (§ 326 I 1 BGB). Allerdings geht mit der Übergabe der verkauften Sache grundsätzlich auch die Preisgefahr auf den Käufer über (§446 I 1 BGB); zudem gebühren ihm von der Übergabe an die Nutzungen und trägt er die Lasten der Sache ( §446 1 BGB); vgl. auch § 446 S. 3 BGB.

Das Gleiche gilt beim sog. Versendungskauf. Versendet der Verkäufer auf Verlangen des Käufers die verkaufte Sache nach einem anderen Ort als dem Erfüllungsort, so geht die Preisgefahr auf den Käufer über, sobald der Verkäufer die Sache dem Spediteur oder der Transportperson ausgeliefert hat ( §447 I BGB); vgl. aber § 474 11 BGB).



Besonderheiten beim Verbrauchsgüterkauf im Bezug auf den Versendungskauf

Ergänzende Regelungen gelten, wenn ein Verbraucher (§ 13 BGB) von einem Unternehmer (§ 14 BGB) eine bewegliche Sache kauft ( § 474 I BGB)  Verbrauchsgüterkauf.

Zu nennen sind folgende Besonderheiten beim »B2C-Geschäft« (business to consumer):

· Beim Versendungskauf geht entgegen § 447 BGB die Preisgefahr erst mit Übergabe bzw. Annahmeverzug (§ 446 BGB) auf den Käufer über ( § 474 11 BGB). 

§ 344 I HGB – Rechtsgeschäfte des Kaufmannes gelten im Zweifel als gewerbliche Geschäfte


Gewährleistung – Wer hat für bestimmte Mängel einzutreten ?

Grundlage für Sach- und Rechtsmängel begründet zunächst § 433 I 2 BGB nachdem der Verkäufer dem Käufer die Sache frei von Sach- und Rechtsmängeln zu verschaffen hat.

Kriterien für Sachmängel nach § 433 I 2 BGB:


(Buch S. 145 )

· Abweichung von vereinbarter Beschaffenheit 

Vorrangig ist darauf abzustellen, ob die Sache im Zeitpunkt des Gefahrübergangs die vereinbarte Beschaffenheit aufweist ( § 434 I 1 BGB). Maßgeblich kommt es mithin auf die Existenz einer Parteivereinbarung an. Danach liegt ein Mangel vor, wenn die Ist-Beschaffenheit (tatsächlicher Zustand) der Sache von der Soll-Beschaffenheit abweicht, über die sich die Parteien bei Vertragshaftschluss zumindest konkludent verständigt haben. Zur Beschaffenheit gehören insbesondere die der Kaufsache unmittelbar und für eine gewisse Dauer anhaftenden Eigenschaften. Unter Eigenschaften wiederum versteht man alle rechtlichen und tatsächlichen Umstände, die die Wertschätzung der Kaufsache beeinflussen, kurz also alle wertbildenden Faktoren (z.B. Baujahr und Kilometerleistung eines verkauften Gebrauchtwagens; Umsatz eines verkauften Unternehmens; Mieteinnahmen eines als Renditeobjekt verkauften Mehrfamilienhauses, Autorahmen ist verzogen, Winterreifen hält nicht bis 220 km/h).

· Fehlende Eignung zur vertraglich vorausgesetzten Verwendung 

Fehlt es an einer Beschaffenheitsvereinbarung, ist in zweiter Linie darauf abzustellen, ob sich die Kaufsache für die vertraglich vorausgesetzte Verwendung eignet ( § 434 I 2  BGB; Beispiel: ein als Bauland verkauftes Grundstück darf aus bauplanungsrechtlichen Gründen nicht bebaut werden, Aufziehauto hat keinen Motor ist jedoch als Spielzeug geeignet).

· Fehlende Eignung zur gewöhnlichen Verwendung 

Lässt sich weder eine besondere Vereinbarung der Parteien noch ein spezieller vertraglich vorausgesetzter Gebrauch feststellen, geben objektive Kriterien den Ausschlag. Danach scheidet ein Sachmangel aus, wenn sich die Kaufsache für die gewöhnliche Verwendung eignet und eine Beschaffenheit aufweist, die bei Sachen der gleichen Art üblich ist und die der Käufer nach der Art der Sache erwarten kann ( § 434 I 2 BGB; Beispiel. Sachmangel gegeben, wenn der Boden eines verkauften Grundstücks mit Altlasten kontaminiert ist, Vase ist nicht wasserdicht). In diesem Rahmen haftet der Verkäufer unter den Voraussetzungen des § 434  BGB etwa auch für öffentliche Äußerungen und Werbeaussagen des Herstellers.

· Montagefehler/ Mangelhafte Montageanleitung (Ikeaformel)

Überdies begründen Montagefehler und grundsätzlich auch mangelhafte Montageanleitungen einen Sachmangel ( § 434 II = Ikeaformel). (z.B. Drähte sind bei einem Auto falsch gepolt)

· Falschlieferung (Aliud-Lieferung) und Zuweniglieferung (Mankolieferung)

Schließlich steht es einem Sachmangel gleich, wenn der Verkäufer eine andere Sache (Falschlieferung; z.B. Lieferung von Bier statt Apfelwein) oder eine zu geringe Menge (Zuweniglieferung; z. B. Lieferung von 10 statt 15 Kisten Sekt) liefert (§ 434 III BGB). In Fällen der Falsch- oder Zuweniglieferung ist jedoch anstelle sonstiger Gewährleistungsrechte grundsätzlich der primäre Anspruch auf (vollständige) Erfüllung geltend zu machen.

In jedem Fall muss der Sachmangel schon bei Gefahrübergang vorhanden sein (§ 434 I 1 BGB). Gefahrübergang tritt regelmäßig mit der Sachübergabe an den Käufer ein (§ 446 S. 1 BGB; vgl. aber auch § 447 BGB). Ist ein Mangel zur Zeit des Gefahrübergangs bereits angelegt, wirkt sich aber erst später aus, genügt dies.

Rechte des Käufers -- Neue Regelung der Gewährleistung § 437 BGB

Gewährleistungsfristen nach § 438  Abs. 1 S. 3 BGB – 2 Jahre

Verschafft der Verkäufer entgegen seiner Leistungspflicht (§§ 433 1 2, 453 BGB) dem Käufer den Kaufgegenstand nicht frei von Sach- und Rechtsmängeln, so kann dieser bis zur ordnungsmäßigen Vertragserfüllung die Abnahme und Kaufpreiszahlung verweigern (§ 320 BGB, Einrede des nicht erfüllten Vertrags).  

Primäre Gewährleistung

(Buch S. 146 und zusammenfassende Grafik auf 148, auf den Handouts ist die Grafik auf S. 10)

Nach § 437 Nr. 1 BGB

· Nacherfüllung § 439 BGB

Vorrangig ist der Käufer berechtigt, unabhängig von einem Verschulden des Verkäufers bei behebbaren Mängeln Nacherfüllung zu verlangen ( § 437 Nr. 1 i.V.m. § 439 ). Dabei spielt es keine Rolle, ob es sich um einen Stück- oder Gattungskauf, um einen erheblichen oder unerheblichen Mangel handelt. Der Vorrang der Nacherfüllung resultiert daraus, dass die Geltendmachung der übrigen Käuferrechte (§

437 Nr. 2, 3 BGB) grundsätzlich den erfolglosen Ablaufeiner vom Käufer gesetzten Frist voraussetzt. Mit dem Nacherfüllungsanspruch des Käufers korrespondiert somit ein Recht des Verkäufers zur »zweiten Andienung«. Die Nacherfüllung besteht gemäß § 439 1 BGB nach Wahl des Käufers in der Beseitigung des Mangels (Nachbesserung; z. B. Reparatur) oder der Lieferung einer mangelfreien Sache (Ersatzlieferung; z.B. Umtausch). Die dadurch verursachten Kosten fallen dem Verkäufer zur Last (§ 439 11 BGB). Unbeschadet des Ausschlusses der Leistungspflicht wegen Unmöglichkeit (§ 275 BGB) kann allerdings der Verkäufer bei Unverhältnismäßigkeit der Kosten Nachbesserung und/oder Ersatzlieferung verweigern (§ 439 III BGB ).

Sekundäre Gewährleistung

Erst in zweiter Linie kann der Käufer die weiteren Rechte aus § 437 Nr. 2 und 3 BGB geltend machen, wenn die Nacherfüllung unmöglich ist oder fehlschlägt ( vgl. § 440 S2 BGB) , zu Recht oder Unrecht verweigert wird oder dem Käufer nicht zumutbar ist (vgl. § 440 S 1 ) :

Nach § 437 Nr. 2 BGB (setzt kein Verschulden bzw. Vertreten voraus)
· Vertragsrücktritt

Ebenfalls unabhängig von einem Verschulden des Verkäufers kann der Käufer den Vertragsrücktritt erklären ( § 349 und damit die Rückabwicklung erbrachter Leistungen verlangen (§ 437 Nr. 2 Alt. 2. 1 i. V.m. §§ 440, 323 und 326 V BGB). Da es sich bei § 437 Nr. 2 BGB um eine sog. Rechtsgrundverweisung handelt, müssen hierfür jedoch die Voraussetzungen des Rücktrittsrechts nach § 323 BGB gegeben sein. Zu beachten ist insbesondere, dass ein nur unerheblicher Mangel den Rücktritt ausschließt ( §  323 V BGB; z. B. klemmender Aschenbecher bei neuem PKW). 

Die dem Verkäufer regelmäßig zu setzende Frist zur Nacherfüllung erübrigt sich nur in Ausnahmefällen ( §§ 323 II, 326 V, 440 BGB; z. B. Verweigerung der Nacherfüllung; grundsätzlich bei zweimaligem Fehlschlagen der Nacherfüllung).

· Minderung

Statt zurückzutreten, kann der Käufer die mangelhafte Sache behalten und auf Herabsetzung des Kaufpreises im Wege der Minderung dringen (§ 437 Nr. 2 Alt. 2 i.V.m. § 441 BGB). Die Voraussetzungen beider Gestaltungsrechte sind bis auf einen Unterschied identisch: Gemindert werden kann auch bei unerheblichen Mängeln ( § 441 I 2). Der Kaufpreis ist in dem Verhältnis herabzusetzen, in weichem bei Vertragsschluss der Wert der Sache in mangelfreiem Zustand zu dem wirklichen Wert gestanden haben würde ( § 441 III BGB). Soweit erforderlich, ist die Minderung durch Schätzung zu ermitteln (§ 441 III 2 BGB).

Nach § 437 Nr. 3 BGB (setzt Verschulden bzw. Vertreten voraus)

· Schadensersatz und Aufwendungsersatz

Schließlich kann der Käufer bei Verschulden des Verkäufers nach näherer Maßgabe des allgemeinen Leistungsstörungsrechts wahlweise Schadensersatz (§ 437 Nr. 3 Alt. 1 i.V.m. §§ 440, 280, 281, 283 und 311 a BGB) oder Aufwendungsersatz (§ 437 Nr. 3 Alt. 2 i.V.M. § 284 BGB) verlangen (vgl. hierzu 9.3.5.1, 9.5.1 und 9.5.2). Liefert der Verkäufer einen mangelhaften Kaufgegenstand, begründet dies regelmäßig eine Pflichtverletzung i.S.d. § 280 11 BGB. Hinsichtlich des widerlegbar vermuteten Verschuldens (§ 280 12 BGB) ist jedoch im Einzelfall zu differenzieren.

§ 280 BGB – Schadensersatz wegen Pflichtverletzung

§ 281 BGB 
– behebbarer Mangel

§ 283 BGB 
– nicht behebbarer Mangel

$ 311a BGB 
- anfänglich nicht behebbarer Mangel

(( diese drei Paragraphen gelten nur getrennt)

Ausschluss von Gewährleistungsansprüchen

für Sach- und Rechtsmängel ist kraft Gesetzes ausgeschlossen, wenn der Käufer den Mangel bei Vertragsschluss kennt ( § 424 II BGB; bei grob fahrlässiger Unkenntnis gilt § 442 1 2 BGB). 

Da die Mängelhaftung außerhalb des Verbrauchsgüterkaufs (§ 475 1 BGB) grundsätzlich dispositiver Natur ist, kann sie auch vertraglich ausgeschlossen (z.B. beim Verkauf eines Altbaus) oder eingeschränkt (z. B. in zeitlicher Hinsicht) werden. Eine haftungsausschließende oder -beschränkende Vereinbarung geht aber ins Leere, wenn der Verkäufer den Mangel arglistig verschwiegen oder eine Beschaffenheitsgarantie übernommen hat ( § 444 BGB).

Ansprüche auf Nacherfüllung, Schadens- oder Aufwendungsersatz verjähren bei beweglichen Sachen grundsätzlich erst zwei Jahre (!) nach Ablieferung ( § 438 I Nr. 3 BGB).

Garantie

Die gesetzliche Gewährleistung des Verkäufers (§§ 434 ff. BGB) ist streng zu trennen von einer freiwilligen Beschaffenheits- und Haltbarkeitsgarantie ( § 443 I BGB). Gegenüber der selteneren Händlergarantie dominiert dabei im Wirtschaftsleben die Herstellergarantie, die zumeist neben die Verkäufergewährleistung tritt. Im Rahmen des gebräuchlichen Garantiekartensystems begründet die vom Hersteller einer Ware beigefügte und vom Händler an den Käufer weitergegebene Garantiekarte ein Angebot des Herstellers auf Abschluss eines Garantievertrags. Dieses Angebot nimmt der Käufer regelmäßig durch Ausfüllen der Garantiekarte mit Händlerstempel oder durch Stillschweigen (§ 151 BGB) an, wenn die Garantiekarte dies zulässt. Der Umfang der Herstellergarantie richtet sich nach den jeweiligen Garantiebedingungen. Zumeist gewähren sie Ersatzlieferung oder Nachbesserung. Ein entscheidender Unterschied zur Verkäufergewährleistung besteht bei der Haltbarkeitsgarantie darin, dass sie auch erst im Laufe der Garantiezeit auftretende Mängel erfasst (§ 443 11 BGB).
Privatrecht 04.11.02

Fallbeispiele zu Gewährleistungsrechten:

(Seite 148)































































































































































Nacherfüllung Fall 1:

K kauft bei V ein Spielzeugfrosch der hüpft und quakt für 600 Euro. Als er diesen seinem Sohn schenkt, springt der Frosch noch aber er quakt nicht mehr. K will von V neuen Frosch. Dieser sieht, dass die Kabel falsch verbunden wurden. Hersteller sagt neuer Frosch kostet 700 Euro. V lehnt darauf hin ab den Frosch neu zu bestellen. Kann K von V die Nachlieferung eines mangelfreien Frosch fordern?

Für die Klausur gilt, es muss nur diese Frage beantwortet werden. Nur Nacherfüllung, sonst nichts prüfen.


Prüfschema:

Anspruchsgrundlage § 437 Nr. 1 BGB – Nacherfüllung

1. Voraussetzung: 
Ist ein wirksamer KV nach § 433 BGB entstanden? ( Ja, ein wirksamer KV wurde zwischen V und K geschlossen.

2. Voraussetzung:
Liegt ein Sachmangel nach § 434 vor?

(a) Abweichung von der vereinbarten Beschaffenheit (§ 434 I)? Nein, es wurde nichts vereinbart also keine Abweichung. Wäre so wenn Kaufgegenstand besonderen Anforderungen entsprechen sollte.

(b) Abweichungen von der vertraglich vorausgesetzten Verwendung (§434) ? Wurde 

also eine bestimmte , von der gewöhnlichen Verwendung abweichenden, Verwendung vorausgesetzt? ( Nein. 

(c) Abweichung von gewöhnlicher Verwendung? ( Ja, denn für dieses Spielzeug war 

es üblich, dass es quakt und springt. 

3. Lag der Mangel schon bei Gefahrübergang vor? Übergabe der Kaufsache nach § 446. 

Hier nicht die Ausnahmen des Versendungsverkauf anführen nach § 447, nur auf das wesentliche beschränken. ( Ja, der Sachmangel lag schon bei der Übergabe vor. 

4. Hat K das Recht auf Nacherfüllung in Form von Lieferung einer mangelfreien Sache nach § 439 BGB ?K hat bei der Nacherfüllung ein Wahlrecht zwischen Nacherfüllung oder Ersatzlieferung nach § 439 I BGB.

5. Kann V gewählte Art der Nacherfüllung  nach § 439 III verweigern? V hat das Recht in diesem Fall die Nacherfüllung zu verweigern, da diese mit unverhältnismäßigen Kosten für ihn verbunden ist. Da eine Reparatur des Frosches kostengünstiger ist und nicht zu einem erheblichen Nachteil des Käufers führt kann V die Ersatzlieferung nach § 439 III BGB verweigern.
Ergebnis: 
K kann von V die Lieferung einer Mangelfreien Sache nach § 439 III nicht fordern . Hiermit ist der Fall für die Klausur beendet. Zur Vervollständigung gehört noch dass K das Recht auf Mangelbeseitigung in Form einer Reparatur hat. Siehe oben Grafik. Wenn V dies auch verweigert kann K auch die anderen sekundären Gewährleistungsrechte geltend machen. (Seite 146 letzter Satz) Dort aber aufpassen, dass Schadensersatz und Aufwendungsersatz das Verschulden von V voraussetzen, somit kommt hier eher Rücktritt oder Minderung in betracht.  Des weiteren sind auch Montagefehler und Falschlieferung zu beachten wie auf Seite 145 rechts oben aufgeführt ist. 

Nacherfüllung Fall 2:

K will Dackel kaufen. Züchter hat 5 Stück und er kauft einen daraus. Nachher stellt K fest , der Hund ist blind. Nicht zu beheben. K will von V Lieferung eines anderen Hundes aus diesem Wurf. Hat K Anspruch darauf? K will Nacherfüllung in Form von Lieferung einer mangelfreien Sache. Anspruch aus § 437 I. 

1. Voraussetzung:
Ist ein wirksamer KV nach § 433 BGB entstanden? ( Ja, ein wirksamer KV wurde zwischen V und K geschlossen.

2. Voraussetzung:
Liegt ein Sachmangel nach § 434 vor?

(a) Abweichung von der vereinbarten Beschaffenheit (§ 434 I)? Nein, es wurde 

nichts vereinbart also keine Abweichung.

(b) Abweichungen von der vertraglich vorausgesetzten Verwendung (§434) ? Nein, 

weil keine bestimmte Verwendung, wie etwa, dass er jagen soll festgelegt wurde. 

(c) Abweichung von gewöhnlicher (üblicher) Verwendung? ( Ja, weil übliche 

Verwendung ist, dass er sich bewegen kann und dies geht nur mit enormen Einschränkungen. Es ist also Abweichend von der gewöhnlichen Verwendung. (evt. Möglich auch § 442 zu prüfen.)
3. 
Lag der Mangel schon bei Gefahrübergang vor? (§ 446 nicht 447 relevant). ( Ja, 

Mangel lag schon vor denn es war Geburtsfehler.

4. 
Hat K das Recht auf Nacherfüllung in Form von Lieferung einer mangelfreien Sache nach § 439 I BGB ?Nacherfüllung kann es nur geben wenn der 

Mangel behebbar ist. Siehe Grafik. Dies ist er hier nicht. Der Hund stellt eine Stückschuld dar und ein nicht behebbarer Mangel bei einer Stückschuld führt zur Unmöglichkeit. (§275 I) Denn die Möglichkeit der Ersatzlieferung scheidet bei einer Stückschuld auch aus. (Wenn der Hund behebbaren Hörschaden hätte ist Nachbesserung möglich.)
5. 
V wird von dieser Leistungspflicht nach § 275 I frei. K hat keinen Anspruch auf Nacherfüllung. Hiermit ist die Fallbearbeitung für den Test wieder erledigt. Weiter könnte man sagen, dass K natürlich seine Sekundär Gewährleistungsansprüche gelten machen könnte. Zum Bsp. Minderung oder Rücktritt. Schadensersatz eher nicht weil dies das Verschulden von V voraussetzt.
Nacherfüllung Fall 3: 
Klausurfall des letzen Semesters. Eigentlich genau wie Nr. 2

K kauft bei Künstler V eine von ihm hergestellte Vase für 800 Euro als Unikat. Als K Vase benutzen will ist sie undicht wegen Materialfehler und nicht für Blumen verwendbar. K will Lieferung einer mangelfreien / dichten Vase. Anspruchsgrundlage § 437 I.

1. Voraussetzung:
Ist ein wirksamer KV nach § 433 BGB entstanden? ( Ja, ein wirksamer KV wurde zwischen V und K geschlossen.

2. Voraussetzung:
Liegt ein Sachmangel nach § 434 vor?

(a)  
Abweichung von der vereinbarten Beschaffenheit (§ 434 I)? Nein, es wurde 

nichts vereinbart also keine Abweichung.

(b)      Abweichungen von der vertraglich vorausgesetzten Verwendung (§434) ? Nein, 



weil keine bestimmte Verwendung festgelegt wurde.

(c)      Abweichung von gewöhnlicher (üblicher) Verwendung? Ist zwar Unikat aber das   

            entbindet Vase nicht von der Funktion Wasserdicht zu sein. Also ja, eine  

           Abweichung liegt vor dar auch Unikatvase für Blumen bestimmt ist. 

3. 

Sachmangel schon bei Gefahrübergang? ( Ja, § 446. Es gibt drei arten von 

Mängeln: Behebbarer Mangel / nachträglich Unbehebbarer Mangel und anfänglich unbehebbarer Mangel. Hierbei handelt es sich um den letzten. 

4. 

Hat K das Recht auf Nacherfüllung in Form von Lieferung einer mangelfreien  Sache nach § 439 I BGB ?( Nein, da es ein anfänglich unbehebbarer Mangel einer Stückschuld ist, ist die Nacherfüllung unmöglich. Der Verkäufer wird von dieser Leistungspflicht frei. (§275) Wieder gilt der Fall als abgeschlossen allerdings kann K auch erneut seine sekundär Gewährleistungsrechte geltend machen.

( Heute wurde alles zur Nacherfüllung behandelt. Siehe Grafik. Nächste Stunde wird dann Minderung und Rücktritt behandelt. 

Privatrecht 11.11.02

Heute:
Rücktritt bei behebbarem Mangel
Fall 1:
K will Schrank kaufen. Muss zu Hause montiert werden. K bemerkt dort, dass Anleitung viel zu kompliziert ist. Bekommt auf Verlangen Neue. Auch diese schlecht und auch mit 3. Anleitung geht es nicht. Jetzt will er KP zurück.

Anspruchsgrundlage:
Ist eine Norm aus dem Gesetz auf Grund der man etwas verlangen kann. 

Wenn man KP von einem will ist es § 433 II. Hier ist es § 346 I i.V.m. § 437 II.

Vorraussetzungen für diesen Anspruch:

1. 
wirksamer Kaufvertrag
( dieser ist zustande gekommen

2. 
§ 437 II verweißt auf § 323. 

a) Nichterbringung der geschuldeten Leistung (§ 433 I 2)

V hatte übergeben und übereignet. Es liegt auch kein Sachmangel im Sinne von § 434 I vor da der Schrank vollständig und einwandfrei ist. ABER: es liegt ein Sachmangel nach § 434 II vor da Montageanleitung mangelhaft ist. Sie ist für den Leihen nicht verständlich. Folglich hat V die von ihm geschuldete Leistung nicht erbracht. Die fällige Leistung ist den Schrank mit mangelfreier Anleitung zu liefern.

b) 
Ist der Mangel behebbar nach § 323 Abs. 1 BGB?
Der Mangel ist durch eine Nachbesserung in Form einer neuen Montageanleitung behebbar, jedoch gilt nach § 440 BGB die Nachbesserung nach zweimaligem erfolglosem Versuch als fehlgeschlagen.
Also Fristsetzung zur Mängelbeseitigung nach 

§ 323I erforderlich. 

c) Fristsetzung nicht erfolgt

d) Fristsetzung entbehrlich ( § 440 zuerst prüfen da dies spezielle Norm ist. Fristsetzung ist entbehrlich weil Mangelbeseitigung fehlgeschlagen ist. § 440 Satz 2.

e) Pflichtverletzung muss erheblich sein. (§ 323 V 2). Er hat nur Bretter und keinen Schrank also ist dies erheblich. Ohne verständliche Anleitung kein zusammenbauen möglich also kein Schrank. Gebrauchstauglichkeit entscheidend, falsche Farbe ist kein Grund.

3. 
Kein Ausschluss des Rücktritts nach § 323 VI

4.
Rücktrittserklärung nach § 349. Gegeben denn K wollte Geld zurück. 

5. 
Einrede von V nach § 348. : Rückgabe und Rückübereignung der Bretter = Zug um Zug (§320). Außerdem muss der Erfüllungsort geklärt werden. (§269) K muss sich Geld holen und V muss sich Bretter holen.

Ergebnis:
 K kann Rückzahlung des KP verlangen nach § 346 BGB!

Exkurs:
Experten sprechen davon, dass es kein Gewährleistungsrecht mehr gibt was bedeutet , dass es kein spezielles mehr gibt. § 437 regelt nicht allein mehr das Gewährleitungsrecht sondern verweißt auf andere Paragraphen.

Fall 2:

Rücktritt bei unbehebbaren Mangel
K verkauft Designerklamotten. V ist Lieferant. Er bringt Unterhemden von Designer XY und sagt

er hätte sie von einer Auktion. K kauft Ware. Dann merkt er, dass XY keine Unterhemden herstellt, es ist Produktpiraterie. K will Ware nicht Verkaufen weil Schadensersatzklage droht. K will von V Zahlung des KP.

Anspruchsgrundlage:
§ 346 i.V.m. § 437 II

Voraussetzungen:

1. 
wirksamer Kaufvertrag
( ist gegeben

2. 
§ 437 I Nr.2 besagt Sachmangel bei Übergabe prüfen. Kein Sachmangel weil Hemden, eben Hemden sind. ABER: Rechtsmangel im Sinne von § 435.

3. 
Gibt es Rücktrittsgrund? Weitere Vorraussetzungen für Rücktritt nach § 323

b) Nicht vertragsgemäße Erfüllung da Rechtsmangel nach § 435 

c) Fristsetzung nach § 323 I. Nicht behebbarer Mangel. 

d) Fristsetzung entbehrlich nach § 326 V 2. Schuldner wird frei weil niemand leisten kann.

e) Erheblichkeit der Pflichtverletzung? § 323 V 2. Ja, da Hemden nicht veräußerbar sind ohne Gefahr der Sanktion.

4. 
kein Ausschluss des Rücktritt? § 323 VI

5. 
Rücktrittserklärung. K wollte Geld zurück. § 349 

6          Einrede des V: Rückgabe der Hemden § 348 BGB = Zug um Zug (§320). Das   

            Rückabwicklungsverhältnis  ist auch gegenseitiger Vertrag.

Ergebnis:
K kann von V die Rückzahlung der KP verlangen, muss aber die Hemden an V Rückübereignen. Beide Leistungen stehen im Verhältnis der Zug um Zug Leistung § 328 und § 320 BGB.

Fazit heute:
bei Rücktritt nicht allein § 437. Die Voraussetzungen fehlen, diese in § 323. Die 2 Fälle haben sich nur in der Fristsetzung unterschieden. 
Privatrecht 17.11.02
Minderung Fall 1:
K kauft PKW mit Heckspoiler für 2000 Euro. Wert ist eigentlich 2500 Euro. V liefert zu K aber ohne Heckspoiler. K will Mangelbeseitigung (ist Stückschuld) also Nacherfüllung. K setzt Nachfrist nach § 323 I. K will Minderung nach § 437 II. In welchen Umfang kann K KP mindern?
Anspruchsgrundlage: 
§ 437 Nr. 2 i.V. mit § 441 BGB
Voraussetzungen:

1. Ein wirksamer Kaufvertrag ist nach § 433 BGB entstanden
2. Sachmangel bei Übergabe/Gefahrübergang § 446

a. Sachmangel nach § 434 I 1. Abweichung von vereinbarter Beschaffenheit, bei der Übergabe ist dieser Mangel auch schon vorhanden

3. Eine gesetzte Frist nach § 323 Abs. 1 BGB zur Nachbesserung ist erfolglos verstrichen.

4. Minderungserklärung von K nach § 441 I.  Ein verschulden nach § 280 wird nicht gefordert, dies ist bei Schadensersatz und Aufwendungsersatz erforderlich.

5. Umfang der Minderung nach § 441 III, dies berechnet sich nach                                      (KP * Wert in mangelfreiem Zustand) : (Wert in mangelfreiem Zustand) = (2000 * 2000) : (2500) = 1600 neuer KP, der Minderungsbetrag ist also 400

6. Vorschrift um Betrag von 400 Euro zurück zu verlangen ist § 441 IV 1. 

Ergebnis: K hat Anspruch auf Rückzahlung von 400 Euro. 

Der Unterschied zwischen Rücktritt und Minderung besteht darin, dass bei Rücktritt der K vom Vertrag los will und somit keine Minderung will. Sonst ist das Schema gleich. Rücktritt und Minderung sind leichter durch zu setzen da kein Verschulden des V notwendig ist. Man soll dabei allerdings zuerst Nacherfüllung fordern also Frist einräumen und erst wenn dies scheitert kann man eins von beidem fordern.

Minderung Fall 2:
K kauft bei V einen neuen Audi TT für 50.000 Euro. K will genau diesen roten. Wie vereinbart liefert V diesen am 8.11. um 12 Uhr. K ist nicht da. Auf der Rückfahrt Unfall wegen leichter Fahrlässigkeit des X. V repariert den Wagen und neuer Wert ist 40.000 Euro. K will Wagen nun für 40.000 Euro haben. V will 50.000 Euro. Kann V noch 50.000 Euro verlangen?
Anspruchsgrundlage: Nach § 433 II der vereinbarte KP von 50.000 Euro.

Vorraussetzungen:

1. wirksamer KV! Dieser kam Zustande

2. Ist der KP zu mindern? Ja, wenn folgende Vorraussetzungen gegeben sind:

(a) Sachmangel ( Ja, weil Abweichung von vereinbarter Beschaffenheit

(b) Bei Übergabe die erst später als der 8.11. war lag der Mangel vor. ABER der Gefahrübergang war schon am 8.11.  weil K in Annahmeverzug war. § 446 Satz 3

Ergebnis: K trägt das Risiko der Verschlechterung nach § 446 Satz3. Er hat kein Anspruch auf Minderung weil das Risiko des Sachmangels am 8.11. auf ihn überging. V hat Anspruch auf 50.000 Euro KP.  

Der Fall ist Klausurtechnisch damit abgeschlossen. Weiterführend kann man überlegen ob K einen Anspruch gegen X hat?! Er hat keinen vertraglichen Anspruch gegen X. Er ist noch kein Eigentümer weil die dingliche Übergabe noch fehlt. V ist noch Eigentümer. K keinen Anspruch gegen X. V hat ihn. V hat aber keinen Schaden weil er den vollen KP erhält. V sollte somit seinen Anspruch gegen X an K abtreten. 
Schadensersatz Fall 1:
K kauft bei V ein Kostüm von Sherlok Holmes. (Mütze, Schild, Pfeife,...) V schüttet Farbe über das Schild. K will nun sauberes Schuld haben. V verweigert dies. K bastelt sich für 40 Euro neues Schild. Das Geld will er von V zurück. 
Anspruchsgrundlage für Schadensersatz: § 437 III

Vorraussetzungen:

1. wirksamer KV

2. Sachmangel: ist keine Abweichung vom Vertrag oder von vereinbarter Beschaffenheit weil auch nichts explizit vereinbart wurde. Es ist Abweichung von üblicher Beschaffenheit. § 433 I 2. Man kann erwarten, dass es nicht beschmutzt ist. 

3. weitere Vorraussetzungen für Schadensersatz geregelt in § 437 Nr. 3. Es gibt nun 3 Möglichkeiten: behebbarer Mangel, anfänglich nicht behebbarer Mangel oder nachträglich nicht behebbarer Mangel. Es ist ein behebbarer Mangel denn K hat es ja selbst repariert. 

(a) 1 Vorraussetzung § 281 I es muss Fristsetzung erfolgen, diese ist nicht erfolgt.

(b) Evtl. ist Fristsetzung entbehrlich. § 281 II oder § 440. Der § 440 ist spezieller daher wird er zuerst geprüft. Dafür müsste Nacherfüllung unzumutbar sein § 439. Dies ist hier nicht so. § 440 greift also nicht weil V kein Recht zur Verweigerung nach § 439 III hat. 

(c) Es liegt also behebbarer Mangel nach § 281 II vor! S.o.

4. Vertretenmüssen des V nach § 280 I. War die Pflichtverletzung von V schuldhaft? Bmißt sich nach § 276. Er hat es zu vertreten da er fahrlässig handelte, durch das umstoßen des Farbeimers. So konnte die Sache nicht mangelfrei übergeben werden. 

5. Schaden vorhanden? Ja in Höhe von 40 Euro. § 249 ff.

Ergebnis: K hat Anspruch auf 40 Euro gegen V.

Fall aus letzter Klausur:
K kauft bei V neues Dirktiergerät für 500 Euro. Spielt aber alles zu schnell wieder ab. K bringt Gerät zu V dieser will es nicht reparieren. K kauft das gleiche Gerät nun bei X für 600 euro und will von V 100 Euro Schadensersatz.
Anspruchsgrundlage: § 437 III Schadensersatz

Vorraussetzungen:

1. wirksamer KV

2. Sachmangel. (Abweichung vom Vertrag, Vereinbarung oder üblich?) Ist Abweichung von üblicher Beschaffenheit. 

3. Sachmangel bei Gefahrübergang. War Übergabe nach § 466

4. weitere Vorraussetzungen für Schadensersatz nach § 437 III:

(a) Ist behebbarer Mangel nach § 281

(b) Fristsetzung ist nicht erfolgt

(c) Entbehrlich? § 440 oder § 281 II, es sind keine unverhältnismäßig hohe Kosten daher § 440 nein. Es greift § 281 II weil V ordnungsgemäße Erfüllung verweigert hat. Frist somit nicht erforderlich.

5. Vertretenmüssen des V nach § 280 I 2. richtet sich nach § 276. Pflichtverletzung besteht darin, dass er nicht ordnungsgemäß geliefert hat. Die Pflichtverletzung kann man hier nicht positiv begründen. Jetzt muss V sich selbst entlasten, indem er etwa beweißt, dass versucht hat das Gerät zu reparieren; dies kann er nicht!

6. Pflichtverletzung = Mangelhaftigkeit erheblich? Ja, da nicht funktionsfähig im mangelhaften Zustand.   280 I 3

7. Schaden? Ja, 100 Euro. K muss so stehen wie wenn V pflichtgerecht geleistet hätte. 

Privatrecht 25.11.01
Heute: Schadensersatz in allen Formen

1 Fall Schadensersatz (statt der Leistung) bei behebbaren Mangel:

 K kauft von V Waschmaschine. Durch Montagefehler von V ist die Tür undicht. Wasser zerstört Teppichboden von K. K will von V neue, dichte Maschine. V lehnt dies ab und will nur die Dichtung austauschen. Erfolglose Fristsetzung von K an V. Nun will K Maschine nicht mehr

sondern Rückzahlung des KP, entgangener Gewinn und Ersatz von beschädigtem Boden.
Anspruchsgrundlage:

§ 437 III

1. Vorraussetzung:

wirksamer KV, dieser ist zustande gekommen

2. Vorraussetzung:

Sachmangel nach § 434 II (Es gibt hier 3 Möglichkeiten, siehe andere 

Fälle!)

3. Vorraussetzung:

Sachmangel bei Gefahrübergang / Übergabe. § 446

Ab hier besondere Vorraussetzungen für Schadensersatz nach § 437 III. Aus 3 Varianten wählen! ( hierbei handelt es sich um einen behebbaren Mangel nach § 281

4. Vorraussetzung:

Dies sind nun Vorrausetzungen für § 281. 

(a) K verlangte zunächst Lieferung einer mangelfreien Sache. V lehnte dies ab. Nach § 439 III mit Recht.

(b) K verlangte nun Mangelbeseitigung und setzte Frist dafür.

(c) Frist erfolglos abgelaufen.

5. Vorrausetzung:

§281 verweißt auf § 280. Die Pflichtverletzung (Lieferung einer nicht 

mangelfreien Ware, entgegen § 433 I 2) muss von V zu vertreten sein. § 280 I 2. Dies regelt § 276. Vorsatz oder Fahrlässigkeit? Vorsatz ist es nicht dar dieser „wissen der Umstände und wollen des Erfolges“ benötigt. Nach § 280 I 2 muss der Schuldner beweisen, dass er es nicht zu vertreten/verschuldet hat. Dies kann V nicht. Es war Montagefehler also handelt es sich um Fahrlässigkeit. 

Dies war das Schema für § 280 bei behebbaren Mängeln!!!

6. Vorraussetzung:


(a)       Schaden des K.; K verlangt „Schadensersatz anstatt der ganzen 

Leistung“. Denn er will KP gegen Rückgabe + entgangenen Gewinn und Schaden am Teppich. 

(b)
Nach § 281 I 3 muss die Pflichtverletzung erheblich sein. Mangel ist erheblich 

weil Maschine so nicht zu verwenden ist. Ein Kratzer etwa ist unerheblich weil die Funktion nicht beeinträchtigt ist. 

7. Vorrausetzung:

Welche Schadensposition kann K ersetzt verlangen?

(a) Kaufpreis gegen Rückgabe der Maschine

(b) Entgangener Gewinn nach § 252

(c) Teppich, dies ist Mangelfolgeschaden, kein Mangelschaden. Dieser wird anders ersetzt nicht über §281. 

8. Vorraussetzung:

Teppichboden. Anspruchsgrundlage § 280 direkt. Diesen haben wir 

schon geprüft. Anspruch ist gerechtfertigt. § 281 wäre falsch weil dort Fristsetzung erforderlich wäre und Fristsetzung hier sinnlos. 

2 Fall Schadensersatz (neben der Leistung) bei anfänglich unbehebbarem Mangel:

K kauft Abfüllmaschine von V. Nach 4 Tagen merkt K das Maschine nur Glasflaschen aber keine Plastikflaschen abfüllen kann, was eigentlich der Normalfall wäre. Nicht reparabel, ist Konstruktionsfehler. K will Schadensersatz für KP der Maschine und entgangenem Gewinn.
Anspruchsgrundlage:

§ 437 III

1. Vorrausetzung:

wirksamer KV, dieser kam zustande (war wirksam nach § 311a wie 

man später sieht.)

2. Vorraussetzung:

Sachmangel § 434 II. Merke: Es gibt hier 3 Möglichkeiten. Hier 

ist es Nr. 2 ein Abweichen von der gewöhnlichen Verwendung liegt vor. Es könnte auch Abweichung vom Vertrag sein. 

3. Vorraussetzung:

Sachmangel bei Gefahrübergang/Übergabe nach 3 466. Ja, war 

vorhanden.

Welche Variante von § 437 III für Schadensersatz ist gegeben? ( Es ist „anfänglich unbehebbarer Mangel“ nach § 311a. Nun Vorraussetzungen nach § 311a.

4. Vorraussetzung:

Schadensersatz nach § 311a . 

(a) Schuldner (v) muss Sachmangel (Leistungshindernis) gekannt haben oder seine Unkenntnis zu Vertreten haben. § 311a II 2. Keine positive Kenntnis des V. 

(b) V dürfte in folge von Fahrlässigkeit in Unkenntnis über Sachmangel gewesen sein. Auch wenn es unklar ist, ob Fahrlässigkeit vorlag, muss V beweisen, dass er es nicht zu vertreten hat, ihn also keine Fahrlässigkeit trifft. Dies kann er nicht und daher haftet er auf Schadensersatz.

5. Vorraussetzung:

Schaden des K. § 331a II 3. verweißt auf § 281 I 3 d.h. die 

Pflichtverletzung muss erheblich sein. Dies ist sie weil nicht gebrauchbar. 

6. Vorraussetzung:

Also kann K Schadensersatz verlangen in Form von der 

Kaufpreishöhe und dem entgangenem Gewinn.

2 Fall Aufwendungsersatz bei nachträglich unbehebbarem Mangel:
Jockey K kauft bei Züchter V Rennpferd X für 12.000 Euro. Objektiver Wert ist 15.000 Euro. Bisher war Pferd nur Sieger. V liefert an K. Später stellt sich heraus V hatte wegen Unachtsamkeit seinerseits einen Unfall im Straßenverkehr mit Pferd und Pferd wurde so verletzt, dass es kein Rennpferd mehr sein kann. Neuer Wert: 2000 Euro. K will Pferd nicht mehr sondern Schadensersatz für Pferd und Geld für Maßgeschneiderten Sattel im Wert von 500 Euro. 
Anspruchsgrundlage:

§ 437 III

1. Vorraussetzung:

wirksamer KV, ist zustande gekommen

2. Vorraussetzung:

Sachmangel § 434 I S2. Nr. 1. Merke: Es gibt hier 3 

Möglichkeiten. Eine davon muss ausgewählt werden.

3. Vorraussetzung:

Sachmangel bei Gefahrübergang (Übergabe) § 446

Nun entscheidend welche Variante von §437 III. ( Es ist „nachträglich unbehebbarer Mangel nach § 283. Nun Vorraussetzungen von § 283.

4. Vorraussetzung:



(a) Wird der Schuldner (V) nach § 275 frei? Ja,  weil niemand mehr die Leistung (X als Rennpferd) erbringen kann.

(b) § 283 I verweißt auf §280. Hat V Mangelhaftigkeit (Pflichtverletzung) zu vertreten? ( § 276 Vorsatz oder Fahrlässigkeit? ( V hat den Unfall und damit Mangelhaftigkeit durch Fahrlässigkeit herbeigeführt. V hat also die Pflichtverletzung zu vertreten. 

5. Vorraussetzung:

K verlangt „anstatt der ganzen Leistung“. § 283 I 2 verweißt auf § 

281 I 3. Also muss Pflichtverletzung erheblich sein. Dies war sie denn das Pferd kann im eigentlichen Sinne nicht mehr genutzt werden. 

6. Vorrausetzung:

Also kann K Schadensersatz statt der ganzen Leistung verlangen. 

(1) Für Schaden in Höhe von 15.000 Euro da Pferd als Rennpferd soviel Wert ist. Wenn der KP höher ist als der Wert kann er höheren KP Wert fordern.

(2) Der Maßsattel ist kein Schaden sondern freiwillige Aufwendung nach § 284. Dies kann er also nicht fordern. 

7( Als Schadensersatz bekommt K nur 15.000 Euro. 

Wenn man den Fall weiter verfolgt:

Anspruchsgrundlage für Sattel 500 Euro nach § 437 III und § 284

1. KV

2. Sachmangel

3. Sachmangel bei Gefahrübergang

4. spezielle Vorraussetzungen von § 284 

(a) Aufwendung für Sattel in Erwartung der Leistung (als Rennpferd) ( ja

(b) Durfte er Aufwendung billigerweise machen? ( ja, kein Missverhältnis vorhanden. Stall  für 150.000 gebaut wäre nicht ok. Oder anderes Bsp. Hundesaufsicht und dabei geht Aufseher mit Hund zum Tierarzt für 200 Euro. Da auch § 670. 

      5.  K kann von V Ersatz von 500 Euro verlangen. Dann aber Sattel an V abgeben. 

Mit der heutigen Stunde ist das Thema Gewährleitungsrechte abgeschlossen. Nacherfüllung/Rücktritt/ Minderung/ Aufwendungsersatz. Wir sollen alle Fälle noch mal durcharbeiten und Unterschiede kennen. Das folgende Schema wurde immer angewandt:

1. Grundlage war immer § 437   1, 2 oder 3

2. Die folgenden 3 Vorraussetzungen mussten immer geprüft werden. (KV, Sachmangel...)

3. Die weiteren Vorraussetzungen ergaben sich aus § 437   1, 2 oder 3 ,  zusammen mit den Alternativen. Ab hier ist genau im Gesetz zu lesen was weiter geprüft werden muss.

Privatrecht 02.12.02
Heute Sonderformen des Kaufs
§ 474 ff 

Verbrauchsgüterkauf

§ 475 


Auch durch Vereinbarungen zwischen den Vertragsparteien lässt sich der 

Verbraucherschutz nicht immer aufheben.

§ 476


Beweislastumkehr, wird im folgenden Fall näher erläutert, und 2 Jahre 

Gewährleistungspflicht

§ 478 und 479

Konsequenz aus Gewährleitungsfrist 

Fall:
Verbrauchsgüterkauf (privat)

K kauft Stereoanlage für 3000 Euro. Jegliche Gewährleistung wird von V und K ausgeschlossen. K lagert Anlage 2 Wochen im Keller bei Eltern. Als er in eigene Wohnung zieht, geht Anlage nicht. Ursache unklar. Feuchtigkeit oder Konstruktionsfehler? K gibt Anlage zurück und will KP zurück. V will nicht reparieren oder neue Anlage geben. K will also Rücktritt. 
Anspruchsgrundlage:
Im Verbrauchsgüterkaufgesetz nur Ergänzungsvorschriften zum normalen 

Kauf. Daher zählt auch hier die Anspruchsgrundlage nach § 437 BGB.

1. Vorraussetzung:
wirksamer KV, dieser ist zustande gekommen

2. Vorraussetzung:
Sachmangel nach 

(a) Abweichung von der vereinbarten Beschaffenheit ? Nein, wurde nichts vereinbart

(b) § 434 I 2. Abweichung von vertraglicher Beschaffenheit? 

(c) Abweichung von gewöhnlicher Beschaffenheit?

( b und c lassen sich beide begründen, egal welches man nimmt!

3. Vorraussetzung:
Sachmangel bei Gefahrübergang nach § 446

(a) Es ist nicht eindeutig. Wenn es Feuchtigkeit war, kann man Fall hier abbrechen weil der Mangel nach der Übergabe erst entstanden ist. 

(b) Wenn es Konstruktionsfehler ist, geht der weiter. Der Mangel war dann bei Gefahrübergang vorhanden. 

(c) Bei einem Geschäftsgüterkauf müsste nun der Käufer beweisen, dass der Mangel durch falsche Konstruktion entstanden ist. Weil es hier aber ein Verbrauchsgüterkauf ist, ist Beweislastumkehr. Jetzt muss also V beweisen, dass der Mangle kein Konstruktionsfehler war. Wenn er dies nicht kann, kann K den KP zurückfordern. Dies ist eine enorme Erleichterung für K. Als Vorrausetzung hierfür muss jedoch auch noch überprüft werden, wann der Mangel erkannt wurde. Wenn der Mangel bis zu 6 Monaten nach dem kauf entsteht muss trägt V die Beweislast. Wen K den Mangel erst nach 7 Monaten nach dem Kauf bemerkt trägt er die Beweislast, dass es ein Konstruktionsfehler war und somit der Mangel schon bei der Übergabe vorhanden war. K bemerkte den Mangel aber schon nach 3 Wochen. 

( Zwischenüberlegung: § 437 II verweist auf § 323 also müssen weitere Vorraussetzungen für § 323 gegeben sein.


4. 
Fristsetzung nach § 323 I. Diese hätte durch K erfolgen müssen. Der Mangel war behebbar. Fristsetzung ist nicht erfolgt. 

5. 
Fristsetzung entbehrlich? 

(a) § 439 gibt V ein Ablehnungsrecht der Frist wenn ihm nach § 439 III unverhältnismäßig hohe Kosten durch die Nachbesserung oder Lieferung einer mangelfreien Sache entstanden wären. Dann würde § 440 greifen. Jedoch ist dies hier nicht der Fall.

(b) Es ist eine nicht berechtigte Ablehnung weil Nachbesserung oder Lieferung einer mangelfreien Sache möglich gewesen wäre. Somit greift § 323 II und die Frist war entbehrlich.

6. 
Rücktrittserklärung nach § 349. Ist erfolgt weil K die Anlage zurückschickt und KP fordert. 

7. 
Mangel erheblich nach § 323 V 2. ?  Ja, weil Anlage zum Musik hören da ist , und dies fkt. nicht.

8.   
Ausschluss des Gewährleistungsanspruch durch Vereinbarung? Diese Vereinbarung ist unwirksam nach § 475 I da Ausschluss der Rechte nach § 433 I 2 und § 437.

Ergebnis:


K kann von V Rückzahlung des KP verlangen. Abweichungen zu sonst haben sich nur an den Stellen Nr. 3b und Nr. 8 ergeben.

Weitere Besonderheiten beim Kauf:
S.152

Kauf auf Probe:
§ 450, hier handelt es sich um einen aufschiebungsbedingten KV, K entscheidet ob KV zustande kommt oder nicht.

Wiederkauf:
Oft bei Grundstücken. Gemeinde verkauft Land im Gewerbegebiet. Um sicher mit Gewerbesteuer rechnen zu können müssen U. in bestimmter Zeit dort Firma errichten sonst hat Gemeinde Wiederkaufsrecht. § 456 ff. „im Zweifel“ bedeutet hier „wenn nichts anderes vereinbart wurde.“

Vorkauf:
Auch oft bei Grundstücken. § 463

(a) V (Verpflichteter) verkauft an K Grundstück für 300.000 und K zahlt. Vorkaufsberechtigter (VB) will das Grundstück aber nun § 464 II dann bekommt er es auch. Hierbei entstehen 2 Verträge. Der Vertrag von K bleibt bestehen damit er Grundlage hat sein Geld wieder zu bekommen. Und VB bekommt auch Vertrag.

(b) V und K wollen mogeln damit VB das Grundstück nicht bekommt und schreiben in den Vertrag einen KP von überhöhten 800.000 Euro. Ausgemacht haben sie, dass K das Grundstück für 300.000 bekommt. Wenn dies rauskommt ist dies ein Scheingeschäft welches nichtig ist nach § 117 und VB kann nun das Grundstück auch für 300.000 erwerben. Solche Vorkaufsrechte stehen im Grundbuch des Gebäudes. VB wird außerdem dadurch geschützt, indem in § 465 steht, dass Vereinbarungen in denen Abmachungen sind wie „ das Geschäft wird unwirksam sobald VB in die Verhandlungen einsteigt“ nicht rechtswirksam sind. 

Kauf unter Eigentumsvorbehalt:
S.236

§ 449, könnte wichtig sein!

Dies hat keinen Einfluss auf die Wirksamkeit des KV. Der Verkäufer darf seine Sache nur zurückverlangen wenn er vom KV zurücktritt.  Probleme treten jedoch dann auf, wenn der Lieferant (L) an den Händler (H) liefert gegen diese EvB hat aber der H an Kunden (K) weiter verkauft die, die Ware weiter verarbeiten wie etwa bei Fliesen. Wenn der K die Fliesen bereits verbaut hat, H diese aber nun wegen Zahlungsverzug seinerseits gegenüber L zurückgeben soll ist dies schwierig.  L ( H ( K

In diesem Fall tritt H seine Forderungen gegen K1, K2, K.... an V ab nach § 398 ohne jedoch das diese es wissen. Es ist also eine stille Zession. Dies wird getan damit H keine Kunden verliert, denn diese könnten seine Zahlungsunfähigkeit ja negativ auslegen. Woher weiß aber K dass L wirklcih berechtigt ist das Geld einzufordern anstatt K ? L könnte ja Betrüger sein! Damit der K sich nicht darum kümmern braucht wem das Geld nun zusteht, falls dies unkalr ist, gibt es § 372 BGB. K kann das Geld hinterlegen und L und H müssen sich einigen. 

Teilzahlungsgeschäfte:
S. 154

§ 499 ff. Hier sind Ratenkäufe zischen Unternehmer und Verbraucher gemeint. Rücktritt vom Teilzahlungsgeschäft steht dem U. erst zu wen 2 aufeinanderfolgende Raten nicht gezahlt wurden. § 503

Herstellergarantie:

V----433-------> K




H Garantie an K

§ 443 BGB, „unbeschadet der gesetzlichen Ansprüche = § 437 = ohne Einfluss darauf/bleibt daneben bestehen.  An § 443 den § 477 dranschreiben für Gebrauchsgüterkauf. Es hierbei darum , dass die Garantie ohne die Gewährleistung läuft. Zweigleisig!

Haftungsausschluss:

§ 475 kein Ausschluss beim Verbrauchsgüterkauf. Beim Geschäftskauf anders § 444. Wenn U an V veräußert, kann Gewährleistung ausgeschlossenen werden. Nur wenn  U einen Mangel arglistig verschwiegen hat, zählt die Gewährleistung doch. 

Handelskauf im engeren Sinne:

§ 343, 344, 345 HGB

Schweigen bedeutet immer Ablehnung .Im Handleskauf aber nicht immer. Wenn ein mündlicher Vertrag zustande kommt und einer der Parteien schickt ein Bestätigungsschreiben mit anderem Vertragsinhalt als vereinbart dann zählt das Schweigen des Empfängers als Bestätigung und der Vertrag gilt so wie in dem Schreiben. Wenn er die Änderungen so nicht haben will, muss er Einspruch einlegen.

Frist zur Rüge nach § 377. Sollen wir nachlesen!

Nächste Woche: Darlehen und Werksvertrag!

Schemata zu den Fällen:

Nacherfüllung:

Grundlage
§ 437 I
1. Kaufvertrag nach §433?

2. Sachmangel nach § 434 a, b oder c

3. Mangel bei Gefahrübergang § 466?

4. Hat K das Recht auf Nacherfüllung in Form von Lieferung einer mangelfreien  Sache nach § 439 I BGB ?( behebbarer Mangel, nachträglich unbehebbar, anfänglich unbehebbar, Stückschuld?

5. Kann V gewählte Art der Nacherfüllung  nach § 439 III verweigern?

6. Ergebnis abhängig von 4 und 5.  Wenn es unbehebbar bei Stückschuld ist entfällt Minderung ,  K kann aber andere Gewährleistungsansprüche wahrnehmen

Rücktritt:

Grundlage
§ 437 II i.V.m. § 346

1. Kaufvertrag nach § 433?

2. § 437 II verweist auf § 323

(a) Nichterbringung der geschuldeten Leistung also Sachmangel nach § 434 II a,b oder c ODER Rechtsmangel nach § 435

(b) Behebbarer/ nicht behebbarer Mangel, Fristsetzung muss folgen

(c) Fristsetzung nach § 323 I erfolgt?

(d) Wenn in (b) nicht erfolgt , war sie entbehrlich § 326 V 2. ? Zuerst § 440 dann § 323 II

(e) Pflichtverletzung muss erheblich sein nach § 323 V 2. 

3. Kein Ausschluss des Rücktritts nach § 323 VI?

4. Rücktrittserklärung nach § 349 ?

5. Rückübereignung / Rückgabe nach § 348 / Einrede des V nach § 320

6. Ergebnis nach § 346

Minderung:

Grundlage
Nach § 433 II vereinbarter Kaufpreis

1. wirksamer KV?

2. Sachmangel nach § 434 I 1. a,b, oder c

3. Sachmangel schon bei Übergabe § 466 oder bei Gefahrübergang § 446 III

4. Minderungserklärung von K nach § 441 I

5. Unfang der Minderung nach § 441 III 
(KP*Wert in mangelfreiem Zustand : Wert in mangelfreien Zustand)

6. Minderungsbetrag erstatten nach 441 IV 1

Schadensersatz:

Anspruchsgrundlage:

§ 437 III

1. Vorraussetzung:

wirksamer KV nach § 433

2. Vorraussetzung:

Sachmangel nach § 434 II a,b oder c

3. Vorraussetzung:

Sachmangel bei Gefahrübergang / Übergabe. § 446

Ab hier besondere Vorraussetzungen für Schadensersatz nach § 437 III. Aus 3 Varianten wählen! ( hierbei handelt es sich um einen behebbaren Mangel nach § 281

4. Vorraussetzung:

Dies sind nun Vorrausetzungen für § 281. 

(d) K verlangte zunächst Lieferung einer mangelfreien Sache. V lehnte dies ab. Nach § 439 III mit Recht.

(e) K verlangte nun Mangelbeseitigung und setzte Frist dafür.

(f) Frist erfolglos abgelaufen.

5. Vorrausetzung:

§281 verweißt auf § 280. Die Pflichtverletzung (Lieferung einer nicht 

mangelfreien Ware, entgegen § 433 I 2) muss von V zu vertreten sein. § 280 I 2. Dies regelt § 276. Vorsatz oder Fahrlässigkeit? Vorsatz ist es nicht dar dieser „wissen der Umstände und wollen des Erfolges“ benötigt. Nach § 280 I 2 muss der Schuldner beweisen, dass er es nicht zu vertreten/verschuldet hat. Dies kann V nicht. Es war Montagefehler also handelt es sich um Fahrlässigkeit. 

Dies war das Schema für § 280 bei behebbaren Mängeln!!!

6. Vorraussetzung:


(a)       Schaden des K.; K verlangt „Schadensersatz anstatt der ganzen 

Leistung“. Denn er will KP gegen Rückgabe + entgangenen Gewinn und Schaden am Teppich. 

(b)
Nach § 281 I 3 muss die Pflichtverletzung erheblich sein. Mangel ist erheblich 

weil Maschine so nicht zu verwenden ist. Ein Kratzer etwa ist unerheblich weil die Funktion nicht beeinträchtigt ist. 

7. Vorrausetzung:

Welche Schadensposition kann K ersetzt verlangen?

(d) Kaufpreis gegen Rückgabe der Maschine

(e) Entgangener Gewinn nach § 252

(f) Teppich, dies ist Mangelfolgeschaden, kein Mangelschaden. Dieser wird anders ersetzt nicht über §281. 

8. Vorraussetzung:

Teppichboden. Anspruchsgrundlage § 280 direkt. Diesen haben wir 

schon geprüft. Anspruch ist gerechtfertigt. § 281 wäre falsch weil dort Fristsetzung erforderlich wäre und Fristsetzung hier sinnlos. 

2 Fall Schadensersatz (neben der Leistung) bei anfänglich unbehebbarem Mangel:

Anspruchsgrundlage:

§ 437 III

1. Vorrausetzung:

wirksamer KV nach § 433 (war wirksam nach § 311a wie 

man später sieht.)

2. Vorraussetzung:

Sachmangel § 434 II. 

3. Vorraussetzung:

Sachmangel bei Gefahrübergang/Übergabe nach § 466. 

Welche Variante von § 437 III für Schadensersatz ist gegeben? ( Es ist „anfänglich unbehebbarer Mangel“ nach § 311a. Nun Vorraussetzungen nach § 311a.

4. Vorraussetzung:

Schadensersatz nach § 311a . 

(c) Schuldner (v) muss Sachmangel (Leistungshindernis) gekannt haben oder seine Unkenntnis zu Vertreten haben. § 311a II 2. Keine positive Kenntnis des V. 

(d) V dürfte in folge von Fahrlässigkeit in Unkenntnis über Sachmangel gewesen sein. Auch wenn es unklar ist, ob Fahrlässigkeit vorlag, muss V beweisen, dass er es nicht zu vertreten hat, ihn also keine Fahrlässigkeit trifft. Dies kann er nicht und daher haftet er auf Schadensersatz.

5. Vorraussetzung:

Schaden des K. § 331a II 3. verweißt auf § 281 I 3 d.h. die 

Pflichtverletzung muss erheblich sein. Dies ist sie weil nicht gebrauchbar. 

6. Vorraussetzung:

Also kann K Schadensersatz verlangen in Form von der 

Kaufpreishöhe und dem entgangenem Gewinn.

2 Fall Aufwendungsersatz bei nachträglich unbehebbarem Mangel:
Anspruchsgrundlage:

§ 437 III

1. Vorraussetzung:

wirksamer KV, i

2. Vorraussetzung:

Sachmangel § 434 I S2. Nr. 1. a.b oder c

3. Vorraussetzung:

Sachmangel bei Gefahrübergang (Übergabe) § 446

Nun entscheidend welche Variante von §437 III. ( Es ist „nachträglich unbehebbarer Mangel nach § 283. Nun Vorraussetzungen von § 283.

4. Vorraussetzung:



(c) Wird der Schuldner (V) nach § 275 frei? Ja,  weil niemand mehr die Leistung (X als Rennpferd) erbringen kann.

(d) § 283 I verweißt auf §280. Hat V Mangelhaftigkeit (Pflichtverletzung) zu vertreten? ( § 276 Vorsatz oder Fahrlässigkeit? ( V hat den Unfall und damit Mangelhaftigkeit durch Fahrlässigkeit herbeigeführt. V hat also die Pflichtverletzung zu vertreten. 

5. Vorraussetzung:

K verlangt „anstatt der ganzen Leistung“. § 283 I 2 verweißt auf § 

281 I 3. Also muss Pflichtverletzung erheblich sein. Dies war sie denn das Pferd kann im eigentlichen Sinne nicht mehr genutzt werden. 

6. Vorrausetzung:

Also kann K Schadensersatz statt der ganzen Leistung verlangen. 

(3) Für Schaden in Höhe von 15.000 Euro da Pferd als Rennpferd soviel Wert ist. Wenn der KP höher ist als der Wert kann er höheren KP Wert fordern.

(4) Der Maßsattel ist kein Schaden sondern freiwillige Aufwendung nach § 284. Dies kann er also nicht fordern. 

7( Als Schadensersatz bekommt K nur 15.000 Euro. 

Wenn man den Fall weiter verfolgt:

Anspruchsgrundlage für Sattel 500 Euro nach § 437 III und § 284

5. KV

6. Sachmangel

7. Sachmangel bei Gefahrübergang

8. spezielle Vorraussetzungen von § 284 

(a) Aufwendung für Sattel in Erwartung der Leistung (als Rennpferd) ( ja

(b) Durfte er Aufwendung billigerweise machen? ( ja, kein Missverhältnis vorhanden. Stall  für 150.000 gebaut wäre nicht ok. Oder anderes Bsp. Hundesaufsicht und dabei geht Aufseher mit Hund zum Tierarzt für 200 Euro. Da auch § 670. 

      5.  K kann von V Ersatz von 500 Euro verlangen. Dann aber Sattel an V abgeben. 

Mit der heutigen Stunde ist das Thema Gewährleitungsrechte abgeschlossen. Nacherfüllung/Rücktritt/ Minderung/ Aufwendungsersatz. Wir sollen alle Fälle noch mal durcharbeiten und Unterschiede kennen. Das folgende Schema wurde immer angewandt:

4. Grundlage war immer § 437   1, 2 oder 3

5. Die folgenden 3 Vorraussetzungen mussten immer geprüft werden. (KV, Sachmangel...)

6. Die weiteren Vorraussetzungen ergaben sich aus § 437   1, 2 oder 3 ,  zusammen mit den Alternativen. Ab hier ist genau im Gesetz zu lesen was weiter geprüft werden muss.

Privatrecht 09.12.02
· Darlehen §§ 488 ff

· § 490 Möglichkeit für Bankkunden zur vorzeitigen Kündigung des Darlehensvertrages

· § 493 Überziehungskredit

· § 499 Finanzierungsleasing

· § 632 Vergütung

· § 651 begrenzt den Werksvertrag.

Werkvertrag § 631 ff, wichtig hierbei, dass ein Erfolg geschuldet wird was anders ist als beim Dienstvertrag. Eine Zahnarztbehandlung ist Dienstvertrag aber bei plast. Chirurgie ist es ein Werksvertrag weil ein Erfolg geschuldet wird. 

Bsp.:

Feier in Gaststätte, Pauschalgebühr 4000 Euro mit Gastwirt vereinbart. Ist Werkvertrag weil Gastwirt Erfolg schuldet (Menü, das vorher festgelegt wurde), nach der Feier verlangt der Wirt 6000 Euro. Gast will nur 4000 zahlen. Es gilt die vereinbarte Regelung. Der Wirt müsste Beweisen, dass eine höhere Gebür üblich ist. 

Gewährleistungsrecht im Werkvertragsrecht gleich wie im Kaufrecht § 633 ff

§ 634 ist identisch mit Kaufvertrag § 437 (Ausnahme Nr. 2),  Nr. 3 Rücktritt über § 636 und Nr. 4 Vertretenmüssen des Schuldners erforderlich, dies nicht bei Nr. 1-3

§ 635 Nacherfüllung:

1. Mangelbeseitigung

2. Neuherstellung (Wahlrecht hat der Unternehmer nicht der Besteller)

Fall:

Familienvater V will für Kinder Spielhaus für Garten. Bestellung beim Schreiner. Durch Fehler ist Hütte schief. S lehnt Nachbesserung ab weil er dafür Spezialwerkzeug bräuchte. Hat V gegen S Anspruch, dass Hütte gerade hergestellt wird? (Nacherfüllung)

Anspruchsgrundlage:
§ 634 Nr. 1

1. wirksamer KV

2. Sachmangel § 633 II 2 Nr.1 

3. U. wird nicht frei von Leistung nach § 275 II

4. kein Verweigerungsrecht nach § 635 III da keine unverhältnismäßigen Kosten zur Mangelbeseitigung. 

5. Ergebnis: U muss nacherfüllen!

Rechtsfolgen beim Sachmangel:

1. Nacherfüllung (vorrangig) § 635 Wahlrecht steht dem U (Schuldner ) zu

(a) Nacherfüllung § 634 i.V.m. § 635

(b) Ausnahme § 635 II Unverhältnismäßigkeit und Nacherfüllung fehlgeschlagen § 636

2. Nach erfolgslosem Fristablauf (behebbarer Mangel) 

(a) Selbstvornahme: Aufwendungsersatz § 634 Nr. 2 und § 637

(b) Rücktritt § 634 Nr. 3 Version 1 - § 323, 326 beachte § 636

(c) Minderung statt Rücktritt § 634 Nr. 3 Version 2 - § 638

(d) Und oder Schadensersatz § 634 Nr. 4 - § 281, 283, 311a (bei Mangelfolgeschaden § 634 Nr. 4 i.V.m. § 280 beachte § 626)

Fall 2:

Verpflichtungen PC Spiel zu programmieren 10.000. Spiel fkt. nicht. Programmierer kommt vorbei und das Spiel fkt. , später stürzt es wieder ab. Nach dem 4. Absturz verlangen von Rücktritt, Rückzahlung des Geldes und gibt CD zurück. 
Anspruchsgrundlage:
§ 346 I (§ 634 Nr.3)

1. wirksamer KV

2. Sachmangel § 633 II 1 – behebbarer Mangel

3. Fristsetzung nach § 323 I, nicht erfolgt

4. Fristsetzung entbehrlich? § 636, ja, da fehlgeschlagen

5. Pflichtverletzung (Sachmangel) nicht unerheblich? § 323 V 2 , da fktunfähig

6. Rücktrittserklärung nach § 349

7. Ergebnis: B kann Rückzahlung der Vergütung von U verlangen. (§ 346 I)

Fall 3:

Käufer will von Partyservice Geburtstagsfeier mit Live Musik organisiert haben. 1 Mann Kapelle wird bestellt. Diese erscheint am Abend, Geige ist verstimmt. Musiker muss Geige stimmen. K ist sauer und möchte Musiker nicht mehr. Partyservice (B) verlangt von Musiker (U) Schadensersatz von 200 Euro. 

Anspruchsgrundlage:
§ 634 Nr. 4

1. wirksamer KV

2. Sachmangel § 633 II 2 Nr. 1/2

Welche Variante von § 634 Nr. 4 ist gegeben? Behebbarer Mangel, daher weitere Vorraussetzungen nach § 281

3. Fristsetzung § 281 I, nicht erfolg

4. Fristsetzung entbehrlich? Nicht § 636, § 281 II entgültige Ablehnung

5. Vertretenmüssen des U? § 280 I 2, § 276, ja, da Stimmen der Geige unterlassen

6. ersatzfähiger Schaden? Entgangener Gewinn § 252 

16.12.02 vorletzte Stunde!
Heute: Noch mal § 823 BGB
Bei den § 823 ff geht es auch um Schadensersatz allerdings wird hier kein Schuldverhältnis vorrausgesetzt. Es geht um Schäden die im täglichen Leben passieren. Es ist das sog. Deliktsrecht. Im Buch Seite 194. 

Exkurs ?: 

Wenn ein Verbraucher einen Kühlschrank kauft, dieser kaputt geht und er dadurch einen Wasserschaden hat, wäre es fast unmöglich den Hersteller dafür haften zu lassen, wenn das „Verschuldungsprinzip“ gelten würde. Der Verbraucher müsste dem Hersteller ein Verschulden nachweisen! Bei der Produkthaftung gilt daher das „Verursachungsprinzip /Gefährdungsgrundsatz“. So könnte auch die Siemens AG als juristische Person haftbar sein. Gleiche Regelung etwa auch in der Pharma Industrie. Ein U. welches ein Medikament auf den Markt bringt, haftet auch dafür. 

In § 823 werden absolute Rechtsgüter erwähnt:

Sind Rechtsgüter die gegen alles geschützt sind. Leben, Körper, Freiheit, Gesundheit, Eigentum (§903). Sonstige absolute Rechte sind etwa Pfandrechte oder das allg. Persönlichkeitsrecht (Recht am eigenen Bild, d.h. man muss Fotos von sich genehmigen).

Prüfschema für § 823 I

(Buch Seite 195)

1. Rechtsgutverletzung

muss absolutes Rechtsgut sein

2. Verletzungshandlung

vom Willen beherrschbares menschliches Verhalten kann 

ein Tun oder Unterlassen sein. Ein Unterlassen ist nur von Bedeutung, wenn eine Pflicht zum Handeln bestanden hätte. 

3. Handlungsbegründete Kausalität
Wenn ein Junge zusammengeschlagen wird – kommt ins 

Krankenhaus – Epidemie dort – Junge stirbt ( ist der Schläger verantwortlich für den Tod? Nach Äquivalenztheorie schon, diese wird hier aber nicht angewendet sondern es geht darum , ob es eine „ generell geeignete Ursache“ ist. 

4. Rechtswidrigkeit


Verletzung eines absoluten Rechtsgut aus Nr.1 indiziert 

die Rechtswidrigkeit. Ausnahmen sind Notwehr (§ 227), Selbsthilfe (§ 229), Einwilligung (gilt nicht bei Tötung), Buch S. 198. Exkurs: Der Kannibale aus Hessen wird milde bestraft weil es kein Mord ist. Er hatte eine Einwilligung des Opfers und dies entspricht „ Tötung auf Verlangen“. In Dt. ist „Beihilfe zum Mord“ / Sterbehilfe nicht explizit strafbar. 

5. Verschulden



Vorsatz oder Fahrlässigkeit § 276

6. Schadensumfang


§ 842 und 844

( § 823 II i.V.m. § 266  ist im Gegensatz zu § 823 I da um Vermögensschäden zu ersetzen. 

Fall:

Heizung soll repariert werden, Firma schickt jemanden, nach der Reparatur läuft Heizung aus.  Kann der Geschädigte gegen den Unternehmer klagen oder gegen Verursacher?

Vertraglicher Anspruch:

1. Schuldverhältnis Werkvertrag

2. Pflichtverletzung § 241 II  aber mit § 278 Erfüllungsgehilfe

3. Verschulden § 280 I 2. Beweislastumkehr

4. Schaden

Anspruch aus Deliktsrecht:

1. Anspruchsgrundlage ist nicht § 823 weil Unternehmer nicht selber gehandelt hat sondern Erfüllungsgehilfe nach § 831. Ist eigenständige Anspruchsgrundlage.

2. Verrichtungsgehilfe ( steht in sozialer nicht wirtschaftlicher Abhängigkeit zu dem Unternehmer, also Arbeitnehmer)

3. „in Ausführung der Verrichtung“ , das Gegenteil wäre „ bei Gelegenheit“ also wenn er gerade etwas klauen wollte. 

4. Verschulden des U. , Exkulpation, der Unternehmer muss beweisen, dass er mit dem MA eine sorgfältige Auswahl getroffen hat und er ihn überwacht hat. § 831 lesen! 

5. Schadensumfang

Summery:

Es haftet derjenige, der die Tat begangen hat. ( § 823 und 831). Der, der hinter der Tat steht (GF) auch verantwortlich aber wegen der Exkulpation kann er dies leicht abwenden!







Gewährleistungsrechte bei Mängel der Kaufsache





Primär/ vorrangig (bei behebbaren Mängeln





Sekundär / nachrangig





Nacherfüllung (§437 Nr.1 i.V.m. § 439 BGB





Minderung





Schadensersatz





Aufwendungsersatz





Nach


besserung





Ersatzlieferung





Rückabwicklung des KV





Verhältnismäßige KP herabsetzung





Einfacher Schadensersatz





Schadensersatz statt der Leistung





Ersatz vergeblicher Aufwendungen





Rücktritt





Beispiel – Fall 1





Der Käufer kauft auf einer Ausstellung ein Gemälde (Stückschuld!), dass einige Tage später durch einen Brand vernichtet wird. 





Hierbei handelt es sich um eine Unmöglichkeit (nachträglich), da diese erst nach Vertragsschluss eintritt (§ 275 I BGB). Leistungsgefahr liegt mithin beim Käufer!





Zwar ist der Vertrag nach § 433 BGB  schon geschlossen, jedoch fand keine Übergabe und keine Übereignung statt. 





V wird daher von der Leistung der Sache nach § 275 I BGB (Unmöglichkeit – nachträglich) befreit, da die Leistung der Sache nach normalem Ablauf der Dinge nicht möglich ist.





Da die Gegenleistung nur um der Leistung erbracht wird, wird K nach § 326  Abs. 1 BGB ebenfalls von seiner Gegenleistung befreit. 


Ausnahme: § 326 Abs. 2  -- Kaufreue (z.B. Käufer zerstört das Bild)





Beispiel – Fall 2





Der Käufer kauft ein Gemälde auf einer Ausstellung (Stückschuld!), das Gemälde wird ihm sofort übergeben. Einige Tage später wird das Gemälde (zufällig von keinem zu vertreten!)  durch einen Brand zerstört.





Hierbei handelt es sich um eine Unmöglichkeit (nachträglich), da diese erst nach Vertragsschluss eintritt (§ 275 I BGB). Leistungsgefahr liegt mithin beim Käufer!





Zwar ist der Kaufvertrag nach § 433 BGB geschlossen und die Übergabe nach § 854 BGB schon erfolgt, jedoch sollte die Übereignung der Kaufsache erst mit der Gegenleistung erfolgen.





V wird daher von der Leistung der Sache nach § 275 I BGB (Unmöglichkeit – nachträglich) befreit, da die Leistung der Sache nach normalem Ablauf der Dinge nicht möglich ist.





K wird jedoch nicht nach § 326 Abs. 1 BGB von seiner Gegenleistung befreit, da sich das Bild im Machtbereich des K befand greift hier die Sonderregelung nach § 446 BGB. § 446 BGB besagt, das bei Übergabe des Kaufgegenstandes die Preisgefahr auf den Verkäufer übergeht.





 
































Beispiel – Fall 3 (Versendungskauf)





Der Käufer kauft ein Gemälde auf einer Ausstellung (Stückschuld!), da er nicht persönlich vor Ort  ist verlangt er vom Verkäufer die Versendung des Kaufgegenstandes an seinen Wohnort. Bei dem Transport durch ein Transportunternehmen wird das Bild zerstört (Schaden muss weder durch V oder K vertreten werden).





Hierbei handelt es sich um eine Unmöglichkeit (nachträglich), da diese erst nach Vertragsschluss eintritt (§ 275 I BGB). Leistungsgefahr liegt mithin beim Käufer!





Zwar ist der Vertrag nach § 433 BGB  schon geschlossen, jedoch fand keine Übergabe und keine Übereignung statt. Jedoch fand eine Versendung an einen anderen als den Erfüllungsort (grundsätzlich Holschuld) nach § 447 I BGB statt.





V wird daher von der Leistung der Sache nach § 275 I BGB (Unmöglichkeit – nachträglich) befreit, da die Leistung der Sache nach normalem Ablauf der Dinge nicht möglich ist.





K  wird jedoch nicht von seiner Gegenleistung befreit, da dieser von V eine Übersendung des Kaufgegenstandes nach § 447 verlangt hat und den Kaufgegenstand an den Spediteur übergeben hat.


Das Kaufpreisrisiko trägt in diesem Fall der Käufer, da er die Versendung gewünscht hat.





Was ist mit dem Transportunternehmen ?


V hat gegen T einen Anspruch aus einem Vertrag § 631 BGB (Werksvertrag), jedoch keinen Schaden nach § 280 BGB Hingegen hat K keinen Anspruch gegen T, jedoch einen Schaden nach § 823 I BGB.





2 Lösungswege:


V tritt seinen Anspruch gegen T an K.


§ 285 BGB Herausgabepflicht des V gegenüber K


Drittschadensliquidation


V fordert von T die Zahlung des Schadens zu Gunsten von K








Beispiel 1


Der Käufer K kauft in einer Buchhandlung Buch von Verkäufer V, da das Buch bestellt werden muss bittet K den V ihm das Buch per Post zu kommen zu lassen. Auf dem Postweg wird das Buch jedoch durch einen Brand zerstört.





Hierbei handelt es sich um eine Unmöglichkeit (nachträglich), da diese erst nach Vertragsschluss eintritt (§ 275 I BGB). Leistungsgefahr liegt mithin beim Käufer!





Zwar ist der Kaufvertrag nach § 474 BGB bereits geschlossen, jedoch ist noch keine Übergabe (§ 854 BGB) und keine Übereignung (§ 929 BGB) erfolgt.


 


V wird daher von der Leistung der Sache nach § 275 I BGB (Unmöglichkeit – nachträglich) befreit, da die Leistung der Sache nach normalem Ablauf der Dinge nicht möglich ist.





Da die Übergabe des Kaufgegenstandes noch nicht vollzogen war und die Sonderregelung des Versendungskaufes nach § 447 BGB beim Verbrauchsgüterkauf nach § 474 BGB  nicht greift liegt die Preisgefahr weiterhin nach § 446 BGB beim Verkäufer V. K wird somit nach § 446 BGB von der Leistung des Kaufpreises befreit.





Der Unternehmer V übernimmt in diesem Fall die Pflicht der Zusendung (Bringschuld) – Der Erfüllungsort liegt somit beim Käufer.





Generell:


Die Preisgefahr bei Verbrauchsgüterkauf geht erst bei Übergabe (§ 446 BGB) auf den Käufer über. Die Sonderegelung § 447 BGB gilt beim Verbrauchsgüterkauf nicht!
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